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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Der Nationalrat hiess eine Motion des Ständerates aus dem Vorjahr gut, welche klare
Regeln für die Aufteilung von staatlich beschlagnahmten deliktisch erworbener Gelder
auf die an einer Untersuchung beteiligten Behörden verlangt. Eine Motion Heim (cvp,
SO), welche forderte, dass derartige Gelder, wenn sie aus Drogendelikten stammen,
vom Bund gleich wie bereits von einigen Kantonen (FR, GE, VD) für die
Drogenprävention und -bekämpfung verwendet werden, wurde in Postulatsform
überwiesen. Die Forderung Heims war auch von der Interessengemeinschaft private
Drogenhilfe (IGPD) vorgebracht worden. In der Wintersession gab der Nationalrat auch
noch einer parlamentarischen Initiative Gross (sp, TG) mit entsprechendem Inhalt
Folge. 1

MOTION
DATUM: 15.03.1999
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Das Parlament beseitigte im Berichtsjahr die letzten Differenzen beim Reformpaket
Justizreform. Als erster war der Nationalrat an der Reihe. Bei der Hauptdifferenz, der
Einführung einer limitierten Verfassungsgerichtsbarkeit, beantragte die von der SP, der
CVP und der FDP-Mehrheit unterstützte Kommissionsmehrheit eine
Kompromissformel, welche die im Anwendungsfall zugelassene gerichtliche
Überprüfung auf die Konformität mit Grundrechten (anstelle der vom Ständerat
beschlossenen Verfassungsmässigkeit) und mit dem direkt anwendbaren Völkerrecht
beschränkt hätte. Eine von der SVP und einer Minderheit der FDP gebildete
Kommissionsminderheit sprach sich gegen jegliche Verfassungsgerichtsbarkeit aus,
während die EVP/LdU-Fraktion die etwas weitere Fassung des Ständerates
(Verfassungskonformität) befürwortete. Durchsetzen konnte sich mit 95:56 Stimmen
die Version der Kommissionsmehrheit. Bei der Einführung einer Zugangsbeschränkung
setzte sich im Sinne eines Kompromisses mehr oder weniger der im Vorjahr von Gross
(sp, TG) eingebrachte und damals noch unterlegene Vorschlag durch. Für bestimmte
Sachgebiete darf auf gesetzlichem Weg der Zugang zum Bundesgericht ausgeschlossen
werden, und bei Auseinandersetzungen, die keine Rechtsfragen von grundsätzlicher
Bedeutung betreffen, kann eine Streitwertgrenze eingeführt werden. Offensichtlich
unbegründete Beschwerden dürfen hingegen nicht ausgeschlossen, sondern müssen
mit einem vereinfachten Verfahren beurteilt werden.

Der Ständerat schloss sich dem Kompromiss bei der Verfassungsgerichtsbarkeit an. In
der letzten Runde der Differenzbereinigung vollzog dann jedoch der Nationalrat eine
Kehrtwende. Die Angst überwog, dass die Reform in der Volksabstimmung wegen dieser
umstrittenen Normenkontrolle scheitern könnte und damit auch die unbestrittenen
Anliegen – namentlich die Vereinheitlichung des Prozessrechts und die
Entlastungsmassnahmen für die Bundesgerichte – nicht verwirklicht würden. Der
Vorschlag, entweder dem Volk eine Variantenabstimmung zu präsentieren oder eine
Trennung in zwei Teilbeschlüsse durchzuführen, scheiterte am Veto des Ständerats. Auf
Antrag seiner Kommissionsmehrheit beschloss der Nationalrat deshalb die Streichung
der Verfassungsgerichtsbarkeit in jeglicher Form. In der Einigungskonferenz setzte sich
dieses Vorgehen durch, womit der Schlussabstimmung nichts mehr im Wege stand.
Diese fiel mit 165:8 resp. 37:0 Stimmen deutlich aus. Die LdU/EVP-Fraktion hatte sich
aus Protest gegen den Verzicht auf die Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit der
Stimme enthalten, und ihr Sprecher, der Berner Zwygart (evp), deponierte eine
parlamentarische Initiative für eine Normenkontrolle (99.455). 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Mit einer Motion verlangte Nationalrat Dettling (fdp, SZ) eine Besserstellung der
geschäftsführenden Gesellschafter einer GmbH im Schuldbetreibungs- und
Konkursrecht. Die geltenden Sanktionen (Haftung ad personam) seien derart streng,
dass damit die Attraktivität der GmbH als Gesellschaftsform beeinträchtigt würde. Der
Bundesrat war damit zwar einverstanden, der Vorstoss wurde jedoch von Jost Gross
(sp, TG) bekämpft und deshalb verschoben. Eine vom Nationalrat als Postulat
überwiesene Motion Raggenbass (cvp, TG) strebt eine attraktivere rechtliche
Ausgestaltung der Personengesellschaften für die Neugründung von kleinen Firmen an.
Gemäss geltendem Obligationenrecht müssen diese mindestens eine unbeschränkt
haftende natürliche Person aufweisen. In Zukunft sollen auch juristische Personen als
unbeschränkt haftende Gesellschafterin zulässig sein, womit das finanzielle Risiko von
Einzelpersonen auf das Vermögen der juristischen Person übergehen würde. 3

MOTION
DATUM: 20.03.1998
HANS HIRTER

Die im Vorjahr verschobene Motion Dettling (fdp, SZ) für eine Besserstellung der
geschäftsführenden Gesellschafter einer GmbH im Schuldbetreibungs- und
Konkursrecht wurde, nachdem Gross (sp, TG) seine Opposition aufgegeben hatte, nun
ohne Gegenstimme überwiesen. 4

MOTION
DATUM: 03.03.1999
HANS HIRTER

Noch nicht vom Parlament behandelt worden ist eine parlamentarische Initiative der
SVP-Fraktion, welche die Stellung der Kleinaktionäre gegenüber dem Verwaltungsrat
dadurch stärken will, dass das Depotstimmrecht der Banken nur noch mit expliziter
Genehmigung des Aktieninhabers ausgeübt werden darf. Eine Motion Gross (sp, TG), die
das OR in dem Sinne ergänzen wollte, dass in Aktiengesellschaften nicht nur die
Verwaltungsräte haften, sondern subsidiär auch die Gesellschaften, welche sie
vertreten (z.B. Banken oder Eigentümer von grossen Aktienpaketen), fand hingegen
keine Zustimmung. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2002
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Gewässerschutz

Dans le cadre de l’OMC, les pays ont conclu l’Accord général sur le commerce des
services. En raison de l’ouverture aux lois du marché qu’elle implique, les communautés
publiques risquent de perdre leur droit de regard sur des services communautaires.
Elles devraient en effet soumettre leurs prestations à la concurrence. Parmi celles-ci se
trouve la prise en charge de l’approvisionnement en eau potable. Deux interpellations
ont été déposées au parlement afin que les autorités fédérales y prennent position.
Une interpellationGross (sp/ps), TG (03.3099) et l'interpellation Gysin (sp/ps), BS
(03.3078). 6

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 06.11.2003
PHILIPPE BERCLAZ

Sozialpolitik
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Bevölkerung und Arbeit

Arbeitnehmerschutz

Gleichentags behandelte der Nationalrat auch mehrere Vorstösse zur Verbesserung des
Schutzes der Beschäftigten bei Massenentlassungen bzw. bei Firmenübernahmen. Mit
einer parlamentarischen Initiative forderte Gross (sp, TG), dass nicht nur bei
Betriebsübergaben, sondern auch bei Fusionen die Arbeitsverhältnisse weiterbestehen
sollen. Dazu ist eine Präzisierung im Obligationenrecht (Art. 333 OR) nötig. Der Rat
folgte Gross und der vorberatenden Kommission und nahm die Initiative mit 88 zu 78
Stimmen an. Abgelehnt (mit 100 zu 69 Stimmen) wurde hingegen eine
parlamentarischen Initiative Jans (sp, ZG), der mit einer weiteren Änderung im OR (Art.
335f) erreichen wollte, dass bei Massenentlassungen die Belegschaft 40 Tage Zeit
erhält, um Vorschläge zur Vermeidung von Kündigungen resp. zur Milderung ihrer
Folgen zu unterbreiten; beim Vorliegen derartiger Vorschläge sollte der Arbeitgeber zu
Konsultationen verpflichtet werden. Ebenfalls verworfen (mit 95 zu 67 Stimmen) wurde
eine weitere Initiative Thanei (sp, ZH)     [97.406], welche  verlangte, dass bei
Massenentlassungen die Kündigungsfrist für den Arbeitgeber in jedem Fall mindestens
sechs Monate beträgt, währenddem die Arbeitnehmer ein bereits gekündigtes
Arbeitsverhältnis in diesem Fall mit einer Frist von 14 Tagen auf das Ende eines Monats
sollten auflösen können. Bürgerliche Ratsmitglieder hielten dem entgegen, eine
Kündigungsfrist von sechs Monaten würde sich vor allem in Sanierungsfällen
kontraproduktiv auswirken. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.1998
MARIANNE BENTELI

1997 hatte der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative (97.407) Gross (sp, TG)
Folge gegeben, die einen besseren Schutz der Arbeitnehmenden bei Entlassungen
infolge von Konkursen oder Fusionen verlangte. Im Berichtsjahr gab der Bundesrat eine
entsprechende Änderung des OR in die Vernehmlassung. Dazu aufgefordert wurde er
auch durch ein Postulat der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates,
welches die Regierung ersuchte, eine Revision des OR und allenfalls des
Mitwirkungsgesetzes zu prüfen, die darauf abzielt, die Mitwirkung und den
Kündigungsschutz (insbesondere auch bezüglich Standortverlegungen und
-auflösungen) zu prüfen. 8

POSTULAT
DATUM: 23.06.2000
MARIANNE BENTELI

Gegen den Widerstand der Linken beschloss der Nationalrat, eine parlamentarische
Initiative Gross (sp, TG) für den Schutz der Beschäftigten bei Massenentlassungen,
welcher der Rat 1998 Folge gegeben hatte, nicht weiter zu verfolgen und
abzuschreiben. Einige von Gross angesprochene Probleme (z.B. die Rechte der
Beschäftigten beim Besitzwechsel einer Firma) seien mit dem neuen Fusionsgesetz
geregelt worden, andere Forderungen (v.a. Ansprüche auf einen Sozialplan oder
Weiterbeschäftigung nach dem Neustart einer Konkurs gegangenen Firma) wurden
wegen ihrer für die Wirtschaft schädlichen Auswirkungen abgelehnt. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2005
HANS HIRTER

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die Erwägung der Basler Sanitätsdirektion und der Ärzteschaft des Kantonsspitals,
einem über 80-jährigen Patienten ein extrem teures, aber möglicherweise
lebensrettendes Medikament angesichts seines Alters allenfalls zu verweigern, sorgte
für Aufruhr und entfachte vor allem in den Medien die Debatte um die Rationierung in
der Medizin. Nationalrat Jost Gross (sp, TG), Präsident der Schweizerischen
Gesellschaft für Gesundheitspolitik (SGGP), schlug die Schaffung einer nationalen
Ethikkommission vor, welche das Tabu-Thema umfassend ausleuchten soll. Aber auch
die Ärzteschaft verlangte eine offene Auseinandersetzung mit der brisanten Frage, da
die Rationierung in vielen Fällen notgedrungenerweise bereits stattfinde
(beispielsweise bei überlasteten Intensivpflegestationen). Heute müsse die
Entscheidung von den Ärzten am Krankenbett in Alleinverantwortung gefällt werden,
was vor allem für die Spitalärzte zu einer unerträglichen menschlichen Belastung führe.
Sie forderte deshalb die Erarbeitung klarer Kriterien, wann welche Behandlung sinnvoll
und finanzierbar ist; diese sollen breit diskutiert und politisch abgestützt werden. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.01.1999
MARIANNE BENTELI
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Der Bundesrat war bereit, eine Motion Gross (sp, TG), die ihn verpflichten wollte, die
Finanzierung der stationären und der ambulanten Pflege (Pflegeheime und Spitex)
grundsätzlich vollkostendeckend sicherstellen, als Postulat entgegen zu nehmen. Der
Vorstoss wurde aber von Bortoluzzi (svp, ZH) bekämpft und deshalb vorderhand der
Diskussion entzogen. 11

MOTION
DATUM: 22.12.1999
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte Nationalrat Gross (sp, TG) den Bundesrat verpflichten, eine
gesetzliche Grundlage für den Ausgleich von Patientenschäden zu schaffen, die weder
dem Arzt oder dem Spitalträger als haftpflichtig zugeordnet noch über die
Leistungspflicht einer Sozialversicherung abgegolten werden können. Unter anderem
regte Gross die Schaffung eines von Leistungserbringern und Versicherern finanzierten
Patientenfonds an. Der Bundesrat verwies darauf, dass die Behebung eines durch eine
Fehlleistung verursachten Gesundheitsschadens in den meisten Fällen eine normale
KVG-Pflichtleistung darstellt. Er anerkannte, dass mit einem Patientenfonds das
Verhältnis zwischen Arzt und Patient entschärft werden könnte, vertrat aber die
Meinung, es sei Sache der Leistungserbringer resp. ihrer Branchenverbände und der
Versicherer, allenfalls einen derartigen Fonds einzurichten. Auf seinen Antrag wurde
der Vorstoss als Postulat überwiesen. 12

MOTION
DATUM: 30.09.2002
MARIANNE BENTELI

Mit 152 zu 9 Stimmen gab der Nationalrat klar einer parlamentarischen Initiative Gross
(sp, TG) für die Einführung eines einheitlich ausgestalteten Patiententestaments Folge.
Der Persönlichkeitsschutz gemäss Zivilgesetzbuch soll durch eine Bestimmung ergänzt
werden, wonach schriftlichen Weisungen von Patienten und Patientinnen bezüglich
medizinischer Behandlungsmassnahmen und des Rechts auf einen würdevollen Tod
gesetzlich verbindliche Wirkung zukommt, soweit diese nicht im Widerspruch mit der
Rechtsordnung stehen und zum Zeitpunkt des Todes dem aktuellen oder
mutmasslichen Willen der Betroffenen noch entsprechen. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2003
MARIANNE BENTELI

Suchtmittel

Angesichts der Sparmassnahmen in der Invalidenversicherung äusserte Ständerat
Rochat (lp, VD) in einem überwiesenen Postulat seine Besorgnis (Po. 97.3565),
stationäre therapeutische Enrichtungen der Drogenrehabilitation könnten darunter
leiden, weshalb er den Bundesrat bat, die Situation umfassend zu untersuchen.
Konkreter fasste Nationalrat Gross (sp, TG) das Anliegen in einer Motion. Er verlangte, es
sei  unter Einbezug des Invalidenversicherungs- und des Krankenversicherunsgesetzes
eine Finanzierungsgrundlage für kollektive Leistungen an Institutionen der Drogen-
und Alkoholrehabilitation zu schaffen. Der Bundesrat betonte, es könne nicht die Rede
davon sein, dass sich die IV aus der Drogentherapie verabschiede. Bisher seien
allerdings Suchttherapiestationen, besonders auch private, vorschnell von der IV
unterstützt worden. Neu verlange das BSV – gerade auch vom Parlament zu
ökonomischerem Handeln aufgerufen – eine individuelle IV-Abklärung jedes Falles,
weshalb in Zukunft Pauschalzahlungen an Institutionen tatsächlich seltener werden
dürften. Im Einverständnis mit dem Bundesrat wurde der Vorstoss als Postulat
angenommen. 14

MOTION
DATUM: 09.10.1998
MARIANNE BENTELI

Der vom Bundesamt für Sozialversicherung (BSV) in seiner Subventionspraxis
übernommene Entscheid des eidgenössischen Versicherungsgerichts, wonach die IV
nur dort für Suchttherapien belangt werden kann, wo tatsächlich eine Invalidität
erzeugende Krankheit besteht, brachte viele private und halbprivate Therapiestationen
in finanzielle Nöte, weshalb sie beim BSV vorstellig wurden, um weitere
Überbrückungsgelder zu verlangen. Die im Drogenbereich angesiedelten Institutionen
verlangten insbesondere die Verwendung beschlagnahmter Drogengelder für die
Sicherstellung ihrer Tätigkeit. Diese Problematik fand auch im Nationalrat ihren
Niederschlag. Während die vorberatende Kommission eine Petition des „Vereins für
umfassende Suchttherapie“ gegen die Leistungskürzungen im Bereich der
Suchttherapie lediglich dem Bundesrat zur Kenntnisnahme übermitteln wollte,
erreichte Borel (sp, NE), dass dies in Form einer Motion geschah. In einer als Postulat
überwiesenen Motion verlangte Nationalrat Heim (cvp, SO), beschlagnahmte
Vermögenswerte aus dem Drogenhandel sollten vom Bund, wie bereits von einigen
Kantonen zur Drogenprävention und –rehabilitation verwendet werden (Mo. 99.3050).
In der Wintersession hiess der Rat eine entsprechende parlamentarische Initiative

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 20.12.1999
MARIANNE BENTELI
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Gross (sp, TG) (Pa.IV. 98.450) einstimmig gut. 15

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Eine Überraschung ergab sich in der Sommersession vorerst im Nationalrat bei der
Beratung der 4. Revision des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung (IV). Recht
knapp mit 84 zu 76 Stimmen folgte die Volkskammer einem Antrag Gross (sp, TG) und
beschloss, gegen Bundes- und Ständerat an der Viertelsrente für Personen mit einer
gesundheitlichen Beeinträchtigung zwischen 40 und 50 Prozent festzuhalten. Den
Durchbruch schaffte der Antrag dank der Unterstützung durch bürgerliche
Ratsmitglieder aus FDP, CVP und SVP. Die Gegner des nun vom Bundesrat bereits zum
dritten Mal präsentierten Vorschlags argumentierten, dass es sich bei den geschätzten
20 Mio. Fr. pro Jahr um ”unechte” Einsparungen handle, da dadurch voraussichtlich
mehr Halbrenten gesprochen würden; zudem widerspreche die Massnahme dem
ursprünglichen Grundsatz der IV (Wiedereingliederung vor Rente), weil damit jede
Erwerbstätigkeit über 50% finanziell unattraktiv würde. Die Befürworter einer
Streichung führten ins Feld, die Ablösung der Viertelsrente durch eine bessere
Berücksichtigung von Härtefällen bei den Ergänzungsleistungen entspreche dem
Bestreben, den individuellen Bedürfnissen der betroffenen Personen gerecht zu
werden. Bundesrätin Dreifuss verwies zudem darauf, dass die Viertelsrenten im
Rahmen der Verträge mit der EU wohl auch ins Ausland exportiert werden müssten, was
mit der vorgeschlagenen Überführung der Härtefallrenten ins EL-System vermieden
werden könnte. Abgelehnt wurde hingegen ein rot-grüner Antrag, das Defizit der IV mit
einer Erhöhung der Beiträge um drei Lohnpromille von heute 1,4 auf 1,7% auszugleichen
oder zumindest zu verringern. Die Abschaffung der Zusatzrenten für die Ehepartner
passierte auch in der grossen Kammer praktisch diskussionslos. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1998
MARIANNE BENTELI

Berufliche Vorsorge

Eine Motion Gross (sp, TG), welche eine Differenzierung der Haftungsbestimmungen im
Falle von Fehlleistungen der BVG-Organe verlangte, wurde auf Antrag des Bundesrates,
der auf bereits laufende haftungsrechtliche Revisionsarbeiten ausserhalb des BVG
verwies, als Postulat überwiesen. Ebenfalls als Postulat verabschiedet wurde eine
Motion Steiner (fdp, SO), welche forderte, die Vertretung der Rentnerinnen und
Rentner in den Organen ihrer Vorsorgeeinrichtungen gesetzlich zu verankern (Mo.
97.3126). Hier erinnerte der Bundesrat daran, dass es Pensionskassen frei steht,
derartige Bestimmungen in ihre Reglemente aufzunehmen, weshalb es im Sinne der
immer wieder geforderten organisatorischen Freiheit der Vorsorgeeinrichtungen nicht
sinnvoll wäre, dies per Gesetz vorzuschreiben. 17

MOTION
DATUM: 20.06.1997
MARIANNE BENTELI

Krankenversicherung

Eine parteiübergreifende Parlamentariergruppe bestehend aus den Abgeordneten
Gross (sp, TG), Heberlein (fdp, ZH), Eymann (lp, BS) und Hochreutener (cvp, BE)
übernahm eine alte Forderung von Gesundheitsökonomen und propagierte die
Abschaffung der kantonalen Subventionen für die öffentlichen Spitäler. Diese sollten
stattdessen direkt den Versicherten zukommen. Dies würde zu gleich langen Spiessen
für öffentliche und private Spitäler sowie für die stationären und die (nicht
subventionierten) ambulanten Behandlungen führen. Dadurch würden auch die
Versicherten mehr Einblick in die effektiven Kosten erhalten. Dieser Vorschlag erhielt
Unterstützung vom Präsidenten der Sanitätsdirektorenkonferenz und - etwas weniger
einhellig - von den Krankenkassen. Er wurde jedoch von einer Arbeitsgruppe der
nationalrätlichen Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit unter Hinweis auf
die Kompetenz der Kantone abgelehnt. 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.10.1996
MARIANNE BENTELI
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Entgegen der Forderung mehrerer Krankenversicherungen soll der Risikoausgleich
unter den Kassen, der gemäss KVG nur Alter und Geschlecht berücksichtigt, in dieser
Revision noch nicht verändert werden. Die Krankenkasse CSS hatte vorgeschlagen,
neben Alter und Geschlecht auch eine Hospitalisierung im Vorjahr als weiteren
Risikofaktor einzubeziehen. In diesem Sinn reichte Nationalrat Gross (sp, TG) eine
Motion ein (Mo. 97.3594), die als Postulat überwiesen wurde. Ebenfalls nur als Postulat
angenommen wurde eine Motion Engler (cvp, AI) für einen Verzugszins auf dem
Risikoausgleich (Mo. 97.3378). 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.10.1998
MARIANNE BENTELI

Auch im Nationalrat war es die Globalbudgetierung im ambulanten und teilstationären
Bereich, die am meisten zu reden gab. Gegen den mit 10 zu 8 Stimmen gefassten Antrag
der vorberatenden Kommission auf Zustimmung zum Bundesrat folgte die grosse
Kammer mit 92 zu 73 Stimmen dem Ständerat. Eine bürgerliche Mehrheit befürchtete,
mit dieser „dirigistischen“ Massnahme würde das Gleichgewicht mit dem Spitalbereich
gestört und ein erster Schritt in Richtung Rationierung und Verstaatlichung des
Gesundheitswesens getan. In den meisten anderen Punkten der Revision schloss sich
der Nationalrat ebenfalls der kleinen Kammer an. Er verabschiedete aber noch mehrere
Zusatzanträge, so etwa eine Befreiung einzelner Leistungen der Prävention von der
Kostenbeteiligung sowie den Übergang vom Prinzip des „Tiers garant“ (heutige
Regelung, wonach der Versicherte die Arztrechnug bezahlt und vom Versicherer
Vergütung verlangt) zu jenem des „Tiers payant“ (Verrechnung direkt zwischen Arzt und
Versicherung). Diskussionslos wurde auch die erst später in die Vorlage eingefügte
Bestimmung gutgeheissen, wonach Versicherer, welche sich aus der Grundversicherung
in einzelnen Kantonen zurückziehen, einen Teil ihrer Reserven in einen Ausgleichsfonds
einzuspeisen haben (gewissermassen eine „Lex Visana“); verstärkt wurde in diesem
Zusammenhang auch die Oberaufsicht des BSV über die finanzielle Situation der
Krankenkassen. Trotz Bedenken von Bundespräsidentin Dreifuss wurde ein Antrag
Raggenbass (cvp, TG) angenommen, welcher die Krankenkassen vom Zwang befreien
möchte, mit allen Leistungsanbietern Tarifverträge abzuschliessen (siehe oben, Teil I,
7b, Gesundheitspolitik). Mit 85 zu 80 Stimmen setzte sich zudem ein Antrag Gross (sp,
TG) durch, der die Grundlagen des Risikoausgleichs erweitern wollte. Neben den
Kriterien Jung/Alt und Mann/Frau sollte zusätzlich das Hospitalisierungsrisiko
berücksichtigt werden. Die augfestockten Bundesbeiträge zur Prämienverbilligung
wurden gegen einen Antrag Bortoluzzi (svp, ZH), der die Subventionen auf dem
bisherigen Stand einfrieren wollte, mit 118 zu 36 Stimmen genehmigt. Ein Antrag Jaquet
(sp, VD), dass die Kantone die Bundessubventionen zu 100% abzuholen und gemäss den
gesetzlichen Vorgaben aufzustocken haben, wurde hingegen abgelehnt. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.04.1999
MARIANNE BENTELI

Der geltende Beschluss über die jährlichen Beiträge des Bundes an die
Prämienverbilligung der Kantone lief Ende 2003 aus. Wegen der Verzögerungen bei der
KVG-Revision beantragte der Bundesrat dem Parlament eine Übergangsregelung.
Gegenüber den CHF 2,3 Mrd. im laufenden Jahr sollen die Beiträge 2004-2007 jährlich
um 1,5% steigen. Im Ständerat verlangte eine Minderheit um die Genfer SP-
Abgeordnete Brunner eine Erhöhung der Beitragsleistung des Bundes um je CHF 500
Mio., scheiterte aber mit 30 zu 6 Stimmen. Im Nationalrat beantragte eine Minderheit
Guisan (fdp, VD) eine Erhöhung um je CHF 100 Mio., während eine Minderheit Gross (sp,
TG) den Antrag Brunner wieder aufnahm. In einer Eventualabstimmung setzte sich
vorerst Guisan mit 97 zu 58 Stimmen gegen Gross durch, unterlag dann aber mit 91 zu
69 Stimmen dem Antrag der Kommissionsmehrheit, Bundesrat und Ständerat zu
folgen. 21
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DATUM: 17.09.2003
MARIANNE BENTELI
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Soziale Gruppen

Menschen mit Behinderungen

Der Bundesrat war bereit, eine Motion Gross (sp, TG) entgegen zu nehmen, welche ihn
beauftragt, dem Parlament ein Bundesgesetz über die Gleichstellung der Behinderten
vorzulegen, das Art. 8 Abs. 4 der neuen Bundesverfassung konkretisiert. 22

MOTION
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat lehnte eine 1996 vom Nationalrat genehmigte parlamentarische Initiative
Suter (fdp, BE) ab, die den entsprechenden Artikel in der Bundesverfassung (Art. 8
Abs.2) griffiger formulieren und insbesondere einen direkt einklagbaren Anspruch
einführen wollte. Hingegen überwies er eine Motion Gross (sp, TG), die den Bundesrat
auffordert, den Verfassungsartikel zügig in einem Gesetz umzusetzen. 23
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